
11 -251 t der Beilagen zu den ·StCtl{"):;:r.1phi,ch.:n PrO(OKO lIen 

A N T n A G -----------

der Abgeordneten Dr. KEHffiL, VETTER, Dr. SCm'tIr-U<1ER, GFÖLLNER, BREITE: 
EDER 

und Genossen 
betreffend ein Bundesgesetz vom .. ... , mit dem das Wohnbau-

förderungsgesetz 1968 geändert wird 

1968 hat die ÖVP mi t dem "lvohnbauförderungs-Gesetz 1968" eirle 

wesentliche Weichenstellung in der Förderung des sozialen Wo~n­

baues vorgenommen. Mehrere Novellen während der vergangenen 

10 Jahre haben allerdings die Grundideen und die Finanzierungs­

basis ausgehöhlt. 

Grundsätzlich bedarf es des Einbaues auch des Wohn-

bau förderungs-Gesetzes 1968 in eine umfassende \vohnunqs!?ol i t:i..k 

(Paketlösung) , da die aufgesplitterte Behandlung verschiedenstet 

wohnrechtlic~er und wohnbaulicherMaßnahmen zu großen Ungleich­

gewichte~ führte~ daraus resultieren Spannungen mit den unsozia­

len Auswirkungen grauer und schwarzer Märkte. Eine koordinierte 

Wohnungspolitik findet durch die sozialistische Regierung schon 

deshalb nicht statt, weil ·sie ohne Absti~~ung durch etliche 

Ministerien betrieben wird. Es bedarf daher einer abgestimmten 

Paketlösung zwischen Mietrecht, Stadterneuerungs-Gesetz, 1.Eigen­

tumsbildungsgesetz der ÖVP, Steuerrecht und einer Novellierung 

des Wohnbauförderungs-Gesetzes 1968 mit dem Ziel: 

o m ehr Wohnraum (Neubau und \~ohnungsverbesserung, Mobili­

sierung leerstehender WOhnungen) 
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o e r s cL,,! i n 9 1 i c __ 

LeistungsftihigkG~t der Menschen) 

o f ami 1 i eng e r e c h t (Mehrgenerationen-Wohnung) 

zu schaffen. Im Mittelpunkt steht die Mobilisierung aller 

Finanzierungsmöglichkeiten fü~ diese Aufgabe. 

Die vorliegende Novellierung des Wohnbauförderungs-Gesetzes 19GB 

beruht auf folaenden Ubcrle~~~02n: J _ J 

1. Das System der Wohnbauf~rderung G8 ist optimal geeignet,1~ohnr2~~­

schaffung, Wohnungsverbesserung und Kostenverteilung über den 

Lebenszyklu's des Menschen, Cer Familie zu ge\\Tährleisten. 

2. Daher ist das S Y ~ t e m der 

o Objektförderung, d.h. Gewährung eines geförderten Dar­

lehens, 

o verbunden mit der Subjektförderung nach der persönlichen 

Leistungsfähigkei t der Familie (I'lohnbeihilfe) beizube­

halten. 

3. Ebenso ist das System der Finanzierung tiber zweckgebundene 

Zuschläge zu direkten Steuern beizubehalten, denn 

o das Aufkommen ist relativ sicher und verwaltungs-sparsam, 

o es bewirkt die bewußt gewählte soziale Verteilungs-Kom­

ponente. 

4. Als M ä n gel haben sich herausgestellt 

o die undifferenzierten, 'nicht auf die 'Probleme der Menschen 

in den verschiedenen Ländern (Regionen) abgestellten, zu 

stark bundeseinheitlichen Regelungen (Stadt-Land), 

o die bundeseinheitliche Laufzeit der geförderten und in­

flationsentwerteten Darlehen von 50 Jahren (Erb-Kredite), 
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o verschiedene andere einschr~.inkende Bestir;c::"7\un;<::l": (ltind-

licher :Raum usw.), welche die Bundes länder z·:...:m größter. 

Teil - oft gegen die bundesgesetz lichen Vorschriften -

in der Praxis ausgeglichen haben. 

5. Eingebettet in das Pak e t der ÖVP basieren die Re-

formvorschläge auf der geltenden Rechtsordnung - Adressat 

ist daher der Bund. 

Die differenzierte Problemstellung bedarf einer wesent­

lich verstärkten E i gen g e s tal tun g durch 

die L ä n der (F6deralisierung) mit folgc~~en ~eue­

rungen in der Eigenverantwortlichkeit der L ä n der . 

o freie Gestaltung über das prozentuelle Ausmaß der Sockel­

förderung von' mindestens 50 % des geförderten Darlehens, 

o Gestaltung und Gewährung der Subjektförderung (I'Johnbei­

hilfe, Annuitäten-Zuschuß), 

O' Ausmaß der zu fördernden Hohnfläche, damit die Länder 

menschenbezogen im vorgegebenen Rahmen von 150'm2 ihre 

familienpolitischen und regionalpolitischen Maßnahmen ge-. 

staffelt treffen k0nnen (z.B. auch Einliegen~ohnungen für 

ältere Generation), 

o weitgehende Bestimmung über die Mittelverwendung für Neu­

bau, Stadterhaltung und'Sanierung, 

6 im Mittelpunkt jedoch steht eine soziale'Familienpolitik 

dadur'ch, daß bundeseinheitlich die "junge. Familie" während 

der ersten 10 Jahre finanziell besonders geschützt wird 

- die Länder Darlehensrückzahlungen auch ganz aussetzen 

können - während anschließend die Länder die verstärkte 

Rückzahlungs-Gestaltung eigenverantwortlich zu gestalten 

haben. 

Dies läßt einen wesentlich gerechteren und einen verstärk­

ten Rückfluß der öffentlichen Darlehen erwarten. 
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6. Da der verstärkte Rückfluß erst in 8 - 10 Ja~ren einsetzen 

würde, hat der Bund ebenso wie It. Gesetz die Bundesländer 

eine~ finanz~ellen Beitrag aus'de~ Budget zu leisten, was 

nur im Rahmen der Paketlösung möglich ist: aus den Einnah­

men (~",ohnbauanleihe) des 1. Eigentumsbildungsgesetzes . 

Im einzelnen werden folgende Änderungen vorgeschlagen: 

o Wohnungssuchende (natürliche Personen) sollen für den An-

kauf von Wohnungen in freifinanzierten Häusern einen Fix­

betrag erhalten können, sofern für den Förderungswerber sonst 

die Voraussetzungen für eine Förderung zutreffen. Dieser erst­

malige Ankauf soll aber nur bis maximal 1 Jahr nach der Be­

nützungsbewilligung möglich sein. 

Z. 1 (§ 1 Abs. 1 lit.d) 

o liber die "große" Wohnungsverbesserung hinaus sollen Wohnbau­

förderungSmittel auch ffir die Sanierung von Häusern im Rah­

men der Stadterneuerung verwendet werden können. 

Z . 1 (§ 1 Abs. 1 lit.e) 

Z. 10 a und Z. 10 b (§ 23 

Z. 4 und 6) und 

Z. 11 (§ 32 Abs. 8) 
'. 

o Förderungswürdig soll ein Flächenausmaß einer Wohnung von 
2 . 2 

30 m bis 150 m sein. Die 00hnungsgröße sollen in diesem 

Rahmen die Länder nach familienpolitischen Gesichtspunkten 

staffeln. Berücksichtigt werden sollen auch der Familie an­

gehörende ältere Menschen. 

Z. 2 c (§ 2 Ab s. 1 z. 3 ) 
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o EiJle Förderl.lng für eirlr2 !I ~::c;~.::" \·:·=)l~.r.:.l~~~s\.:-ert.esser'J.~lg ir~ 

einem Haus, auf dem noch eine öffentiiche Hypothek (2ördc-

rung) la.' tet, so 11 nur für energiesparende Fiaßnah:nen mög­

lich sein. 

Z. 2d (§ 2 Abs. 1 Z. 4a) 

o Von der Nutzfläche einer \\'oh:1ung sollen nicht nur Räu.;11e, 

die für "ge\verbliche Zv.'ecke" spezifisch ausgestattet, SO;1-

dern "beruflichen Zwec\.cn" g-:::-,'7idr'et sind, ausg'2:-:o:~?2n ',icr­

den. Insbesondere sollen die L~nder festlegen könren, welche 

zu rechnen sind, wobei vor allem auf historische Gegebenhei­

ten und die Hofformen Rücksicht zu nehmen is t. - Die \'John­

bauförderung darf nicht zur Zerstörung von Ortsbildern führen. 

Z. 2 e (§ 2 Ab s. 1 Z. 9) 

o Als nahestehende Personen sollen auch Pflegekinder gelten. 

Z. 2 a und Z. 2 h (§ 2 Abs. 1 Z . 1 u. 1 3 

o Der Bund hat Leistungen in gleicher Höhe zu erbringen, wie 

er sie den Ländern zwingend vorschreibt. Die Bedeckung erfolgt 

aus den Einnahmen nach dem 1. Eigentumsbildungsgesetz. 

Z. 3 (§ 4 Abs. 1) 

o Die. Sondermi ttel, die für die 'i-Jei terentwicklung der hTohnbau­

forschung aus den Wohnbauförderungsmitteln bestimmt sind, 

sollen ausschließlich für die Hohnbauforschung verwendet 

werden dürfen. - Der Mißbrauch von Wohnbaugeldern für Re­

gierungspropaganda muß in Zukunft ausgeschlossen sein. 

Z. 4 (§ 5 Abs. 4) 
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selbst bestimI'.1en können, ':li'::: si,::; ir .. tsrn eie \';e),nbauf.jrde-

rungsrnittel auf Neubau und Wohnungsverbesserung aufteilen. 

Sowohl im.WFG (höchstens 15 % de~ Förderungsmittel) wie im 

\yohnungsverbesserungsgesetz (höchstens 10 %) sind die da­

fUr fixen Hundertsätze aufzuheben. 

Z. 5 (§ 6 Abs. 2 und § 4. Abs. 5 ) 

und Art.II (Wohnungsverb.Ges. 

§ 4 Abs. 5) 

o Das Jahreseinkommen (Farni lieDeinkonw,2I1) I das rni teinern. fixen 

Grundbetrag fes tgelegt 18 t ( S 273. eoo I -), soll j 2ihrlich va10-

risiert werden, Hobei die Länder für die Förderung von Eigen­

heimen oder für die Gewährung von Fixbeträgen für Wohnungen 

in freifinanzlerten Häusern im Rahmen dieses valorisierten 

Jahreseinkommens unterschiedliche GrenZ' .. lerte festlegen können. 

Z. 6 (§ 8 Abs. 3) 

o Das öffentliche Darlehen soll in allen Fällen mindestens 

50 % betragen; die Länder können auch höhere Darlehenssätze 

festlegen, wenn ausreichende Mittel zur VerfUgung stehen. 

Z. 7a (§ 11 Abs. 1) 

o Die Landesregierungen sollen die Möglichkeit erhalten, auf 

region~le Erfordernisse· besser Rücksicht zu nehmen, etwa 

auf entwicklungs schwache Gebiete. Die Vorschrift, daß die in 

einem Kalenderjahr zugesichert~n Darlehen fUr alle geför­

derten Baulichkeiten im gleichen Hundertsatz bzw. Fixbetrag 

zu gewähren sind, soll deshalb fallen. 

Z. 7 a (§ 11 ~.bs. 1) 

o Der Anteil der vom Förderungswerber aufzubringenden Eigen-. 

mittel soll 5 % betragen, unabhärygig davon, ob es sich lli~· 

eine Eigentumswohnung oder um eine Miet'wohnung handelt. -

Eigentum soll nicht mehr benachteili~t sein. 

Z •. 7 a (§ 11 Abs. 1) 
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lichen Situation der einzelnen L~~der einerseits ~~d ~~ter 

Berücksichtigung der unterschiedlichen finanziellen Le~stungs­

fähigke~t der Wohnungswerber andererseits mehr Gestaltungs­

freihei~ bei der Rückzahluno::r der Darlehen haben: Das 

Darlehen soll in den ersten 10 Jahren der Tilgung mit 

höchstens 0,5 % verzinst werden und 

die An nu i tät nicht mehr als 1 % betragen. 

Verzinsung und Annuität können, sofern es die Situation 

erfordert, auch Null 'sein. -Tilgungs~reie Jahre a~ Anf3ng. 

Ab dem 20. Jahr des T ilglwgs zeitraumes l"lUß die .z:'nnui:-'Z'i ': 2,2-1",­

destens 3,5 % betragen; damit können die Länder die Laufzeit 

des Darlehens selbst festlegen. 

Für die Verbesserungen sind die Annuitäten mit 4,5 % anzu­

setzen, wenn die Kosten der Verbesserung 50 % der angemessenen 

NeubaukDsten nicht überschreiten. 

Z. 7b (§ 11 Abs. 2) 

,0 Zur Vereinfachung sollen die Rückzahlungen nicht mehr zu 

einem fixen Datum (1. April oder 1. Oktober) erfolgen, sondern 

in Halbjahresraten. 

Z. 7 c (§ 11 Abs. 3) 

o Die·. Til.gung für das Eigenrni ttel-Ersatzdarlehen soll nicht auf 

jeden Fall mit zweitnächstem 1. April oder 1. Oktober beginnen 

müssen - die Landesregierungen sollen die Möglichkeit haben, 

mehrere. tilgungsfreie Jahre zu gewähren. 

Z. 7d (§ 11 Abs. 6) 

o Ein Eigenmittel-Ersatzdarlehen soll in voller Höhe der aufzu­

bringenden Eigenmittel nicht nur für Jungfamilien und kinder­

reiche Familien zur Verfügung stehen, sondern auch in Fe.lIen 

sozialer Härte, insbesondere für Behinderte. 

Z. 7e (§ 11 Abs. 8) 

- 8 -

117/A XV. GP - Initiativantrag  (gescanntes Original) 7 von 15

www.parlament.gv.at



- 8 -

o DiE':' Ltinder sollen die lvohnbc~ ih i 1 fe se lbs t rege In können I 

wobei grundsätzlich fUr alle Förderungswerber die gleichen 

Grundsätze gelten sollen und AUsnahmen davo~ nur in den 

Fäl.len gemacht werden können, in denen ein Fixbetrag für 

ein Eigenheim oder eine Wohnung in einem frei finanzierten 

Objekt gewährt wurde. Diese Grundsätze haben auf jeden Fall 

auf familienpolitische Gesichtspunkte und soziale Härtefälle 

(Be:.'1inderte) Rücksicht zu nehmen. 

Z. Sb (§ 1 5 Abs. 8 ) 

o AnnuitätenzuschUsse sollen sich nach den ersten 5 Jahren 

um mindestens 10 % des ursprUnglichen Zuschusses verringern. 

z. 9 (§ 15a Abs. 1) 

Die unterzeichneten Abgeordneten stellen daher den 

A n t rag 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Bundesgesetz vom ...... , mit dem das Wohnbauförderungsgesetz 1968 

geändert wird. 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Bundesgesetz vom 29. Juni 1967 über die Förderung der Er­

richtung von Klein- und Mittelwohnungen (Wohnbauförderungs­

gesetz 19681j BGBl.Nr. 280 in der Fassung der Bundesgesetze 

BGBl.Nr. 232 und 443/1972, 287 und 449/1974, 366/1975, 386/1976, 

28b/1978, 139 und 565/1979 sowie 560/1980 wird geändert wie 

folgt: 
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1 • a) 1:.1 § 1 Abs. 1 werden nach lit. cl die zwei neuen d) 

u~d e) eingefUgt: 

"a) den Enverb von WohnungseigentUlTI an I\lein- und Hittel­

wohnungen durch natürliche Personen in Baulichkeiten, 

die insgesamt nicht Gegenstand einer Förderung sind 

und deren baubehördliche Benützungsbewilligung nicht 

länger als 12 Monate zurückliegt und die vom Veräußerer 

errichtet wurde, 

e) die Durchführung der Assanierung von nach § 1 Abs. 2 

Stadterneuerungsgesetz BGBl.Nr. 287/1974 qualifizier­

ten oder in gemäß § 1 Abs. 1 Stadterneuerunqs0es2~z 

ge legenen Baulichke i ten, '.' . 

b) D~e bisherige lit.d)" erhält die neue Bezeichnung f). 

2. a) Ln §" 2 ]'...hs. 1 Z. 1 treten an die Stelle der l\Torte "in 

g,-erader Linie einsch 11e ßlich der r";ahlkinder I Vervlandte 

i:rrn 2. Grad der Sei tenlin1e und Versch,,,ägerte in gerader 

L.inie" die l\Torte ""vahl- und Pflegekinder, Verschwägerte". 

b) IlTl § 2 Abs. 1 Z. 2 haben die Worte "baulich in sich abge­

schlosien," zu entfallen. 

c) Im § 2 Abs. 1 Z. 3 treten an die Stelle der \vorte "aber 

130 m
2 , bei Familien mit mehr als drei Kindern sowie im 

Falle" von Verbesserungen gemäß § 1 Abs. 1 li t. d) 150 m
2 

nicht übersteigt;" die 'ivorte Il aber 150 m2 'nicht übersteigt, 

wobei die Länder das Flächenausmaß nach familienpolitischen 

G.esichtspunkten stufen könnenj". 

d) Im § 2 Abs. 1 Z. 4a. hat lit. a) zu lauten: 

na)bei Vornahme. von Verbesserungsmaßnahmen, sofern öffent­

liche Darlehen nicht mehr aushaften, wobei die Förde­

rung energiesparender Maßnahmen ohne diese Beschränkung 

zulässig ist,". 
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e ) § 2 Ab s. 1 Z. 9 11.3 t Z \J 1 cL: t e n : 

"9. als :~utzflä.c:le einer \':C::,::tlilg oder 2~E2S Gesc:-,J.ftsr.J.tl­

mes die Gesamtboden fläche ab z ÜC; 1 ich der ~·Ja:.-:c1s td:::-}:en und 

der im Verlaufe der \\1ände befin~:llichen Durchbrechungen (Aus­

nehmungeil); Treppen, offene Balkone und Terrassen sO'.·;ie 

Keller- und Dachbodenrä'lEne, sOVJei t sie ihrer Aus stat tung 

nach nicht fUr Wohn- oder Geschäftszwecke geeignet sind, 

ferner Räume innerhalb einer \\1ohnung, die für beruflicl~e 

Z'decke gewidmet oder zur Führung eine s land';! i:r.- ts c;~aftll che::-, 

Betriebes notwendig sind, bei der Berechnung der N11tZ f1 ;-;,'::1e 

. der Iyohnung bzw. des Geschäftsraumes nicht zu berLic~:sic~'.ti-

risch ge'dachsenen Gegebenhei ten und die 'I"lirtschaftlichen 

Bedürfnisse der Landwirtschaft durch Verordnung festzulegen, 

welche Räume innerhalb einer ~'70hnung als zur Führung eines 

durchschnittli6hen landwirtschaftlichen Betriebes notwendig 

anzusehen sind." 

f) In § 2 J.>..bs. 1 Z. 11 werden die '\\1orte .. ge\verbliche Zwecke 

spezifisch ausgestattete" durch die Horte "berufliche Z'.·.'ecke 

gewidmete" ersetzt. 

g) In § 2 Abs. 1 wird eine neue Z. 11b) eingefügt: 

"11b) in die GesmTItbaukosten ist im Falle der Assanierung 

gemäß § 1 Abs. 1 lit.e) jener Betrag einzurechnen, welcher 

der Ersparnis durch die VenJendung bestehender Bauteile 

oder Bauwerke der zu assanierenden Baulichkeit entspricht." 

h) In § 2 Abs. 1 Z. 13 treten an die Stelle der ~'Jorte "Ver­

wandten in gerader Linie einschließlich der Wahlkinder und 

Verwandten im 2. Grad der Seitenlinie sOHie Verschwägerten 

in gerader Linie" die Worte "Verwandten einschließlich der 

Wahl- und Pflegekinder sowie Verschwägerten". 
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3 . I n § ·1 Al.) S. 1 hat li t. 2.. ) Z'cl 1 2. U t C-:1 : 

_ '1 _ 
I , 

If a) in Z u\','end ungen nach ~·j2;',(:F"be c:er 1'<.;155. tze Ln j e·.·,re i lir;en 

Bundesfinanzgesetz, die mindestens ein Sechstel der 

Mittel gemäß lit. b) erreichen;" 

4. In § 5 Abs. 4 treten an die Stelle der ~']orte If des \'7ohnungs­

baues" die Horte "der Vvohnbauforschung". 

S. In § 6 Abs. 2 haben die Horte "v,'obei j ,'ihr 11 eh höchs teEs 

15 v.H. der Förderungsmittel auf die F6rderung von ve~­

besserungswGrdigen Baulichkeiten gern!3.ß § 1 Abs. 1 lit. d) 

entfallen dUrfen. Sofern diese FbrderungsDitte1 fJr die 

Förderung von verbesserungswilrdigen Baulichkeiten gemäß 

§ 1 Abs. 1 li t. d) nicht. ausgeschöpft \.;erden, is t die Förde­

rung auch von Bablichkeiten zulässig, fUr die die behörd­

liche B2l.Ubevlilligung vor dem 1. Jänner 1968 erteilt wurde." 

zu entfallen und an die Stelle des Beistrichs nach den Worten 

"im Sinne dieses Bundes'gesetzes zu verwenden" tritt im ersten 

Satz ein Punkt. 

6. § 8 Abs. 3 hat zu lauten: 

"(3) Begünstigt ist eine Person, deren Jahreseinkommen (Farni­

lieneinkornmen) gemäß § 2 Abs. 1 Z. 13 S 273.000,- nicht über­

steigt. Dieser Betrag verändert sich für jedes Jahr entspre­

chend der durchschnittlichen vorjährigen Veränderung des 

vorn ·.Öste·rreichischen Statistischen Zentralarnt verlautbarten 

Verbraucherpreisindex 1976 oder des jeweils an seine Stelle 

getretenen Index. Dieser Grenzwert erhöht sich für die erste 

im Haushalt lebende Person, die dem im § 2 Abs. 1 Z. 13 ge­

nannten·Personenkreis angehört, um 70 v.H., für jede weitere 

Person um je 20 v.H., höchstens jedoch um 100 v.H. Die Länder 

können innerhalb dieses Rahmens für das Jahreseinkommen (Fami­

lieneinkomrnen) durch Verordnung unterschiedliche Grenzwerte 

für die Förderung der Errichtung von Eigenheimen sowie von 

Wohnungen durch Fixbeträge einerseits und die übrigen Förde­

rungsmaßnahmen andererseits .festsetzen." 
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7.a) 

- i 2 -

In §11 hc::t,"'\bs. '1 Z~ laeteC"!: 

1I (1) Das Dar lehen hat minc.es tons 50 v. E. der Gesa.lTltb2U­

k6s ten zu betrag"en. Für 'den Ankauf von Ivohnungen ge::näß 

§ 1 Abs. 1 lit.d) und für die Errichtung oder die Ver­

besserung gemäß § 1 Abs. 1 lit. f) von Eigenheimen kann 

von der Landesregierung das Darlehen in einem bestinmten, 

nach der Anzahl der im Haushalt lebenden Fa~iliengelder 

abgestuften, Betrag (Fixbetrag) ge\·.'ährt itlerden; dieses 

Darlehen kann in einem ni0~-igeren l\usmaß gF:::ihrt ,.'orc:;·~:;. 

In dem Hundertsatz (Fixbetrag) können auch Darlehen aus 

Haushaltsmitteln oder aus Fonds des Landes eingerc~~nct 

werden. Der Förderungswerber hat Eigeni1li ttel im Ausmaß von 

mindestens 5 v.H. der Gesamtbaukosten aufzubringen." 

b) In § 11 hat Abs. 2 zu lauten: 

•• (2) Die Landesregierung hat durch Verordnung den Zinssatz 

und die Laufieit des Darlehens festzusetzen, wobei 

a) das Darlehen in den ersten 10 Jahren des Tilgungszeit­

raumes mit höchstens 0,5 v.H. zu verzinsen ist und die 

Annuitäten in diesem Zeitraum nicht mehr als 1 v.H. 

betragen dürfen, 

b) die Annuitäten ab dem 20. Jahr des Tilgungszeitraumes 

mindestens 3,5 v.H. betragen müssen, 

c) sofern die Kosten einer Verbesserung gemäß § 1 Abs. 1 

1it. f)' je ~2 50 v.H. der gemäß § 2 Abs. 2 festgesetzten 

angemessenen Gesamtbaukosten nicht überschreiten, die 

Annuitäten mindestens 4,5 v.H. betragen müssen." 

c) In § 11 hat Abs. 3 zu lauten: 

"(3) Die Verzinsung des Darlehens beginnt mit 1. April oder 

1. Oktober, welche der Erteilung der baubehördlichen Be­

nütz~ngsbewilligung, bei allfällig früherem Beziehen der 

Baulichkeit diesem Zeitpunkt nachfolgt. Die Tilgung des 

Darlehens ist in Halbjahresraten vorzuschreiben." 
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d} In § 11 Abs. 6 ist nach GO!! ;'~orte!! "Die Ti1sung c(;'s Eic:;cn-

l;1i ttelersatzdarlehens (Abs. 5) beginnt" d:J.s \'Jort "frL1hestcns" 

einzufügen. 

e) In §. 11 Abs. 8 hat der dritte Satz zu lauten: 

"Bei, Jungfamilien, bei Familien mi t drei und mehr Kind·.::rn 

sowie in Fällen sozialer Härte (Abs. 5) ist die Ge'vlährung 

des Eigenmittelersatzdarlehens in voller Höhe der aufzu­

bringenden Eigenmi ttel vorzusehen, 't/Gnn das j ähr 1 i C:!C 

Familieneinkommen (§ 2 Abs. 1 Z. 13) S 172.800,- nicht 

übersteigt." 

8.a} In § 15 Abs. 3 wird nach dem z\-leiten Satz folgender Satz 

eingefügt: 

"Im Falle der F6rderung von Baulichkeiten durch die Gewäh­

rung eines Fixbetrages ist der v.,Tohnungsaufwand unter Be­

dachtnahme auf die angeführten Bestimmungen höchstens so 

hoch anzusetzen, wie er im Falle der Gewährung eines Förde­

rungsdarlehens nach dem geltenden Hundertsatz gewesen wäre." 

9. Im § 15 a. Abs. 1 tritt an die Stelle des Wortes "je" das 

Wort "mindestens". 

10.a) In § 23 Abs. 1 hat am Ende der Z. 4 der Strichpunkt zu 

entfallen und es werden folgende Worte angefügt: 

"oder wenn sie Baulichkeiten assanieren (§ 1 Abs. 1 lit.e) i" 
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b) In § 23 .:;'bs. 1 werden in Z.' 6 nach den \'Jorten tt und GS si C:1 

um die Durchführung von Verbesserungen größeren Umfar:.::jGs 

gemäß § 1 Abs. 1 1i t. d" die ~vor_te "oder Assanierungsmaß­

nahmen gemäß § 1 Abs. 1 1it. e" eingefügt. 

11. § 32 Abs. 8 hat zu lauten: 

"(8) Werden Verbesserungen größeren Umfanges (§ 1 Abs. 1 

lit. d) oder Assanierungen (§ 1 Abs. 1 lit. e) gefördert, 

finden die Abs. 1 bis 6 keine Anwendung. In diesen Fjllen 

-sind Veieinbarungen zwischen Vermieter und Mieter über eine 

Erhöhung des Hauptmietzinses zur D9ckung der auf seinen 

Mietgegenstand entfallenden anteiligen Kosten der Verbesse­

rung (§ 2 Abs. 1 Z. 1oa) oder Assanierung (§ 2 Abs. 1 Z.11b) 

zulässig. Hält der Mieter die von ihm begehrten laufenden 

Leistungen für die Verbesserung oder Assanierung für über­

höht, kann er die Entscheidung des Gerichtes beantragen. 

Die §§ 24 bis -37 des ~ietengesetzes finden sinngemäß An­

wendung. Sofern sich nicht alle Mieter an der Tragung der 

Kosten der Verbesserung der der gemeinsamen Benützung dienen­

den Anlagen bete~ligen, kann auch eine abweichende Auf teilung 

der Kosten der Verbesserung im Rahmen der Gesamtbaukosten 

vereinbart werden." 

Artikel II 

Das Bundesgesetz vom 22. Oktober 1969 über die Förderung 

der Verbesserung von K1ein- und Mittelwohnungen (~vohnungs­

verbesserungsgesetz)BGBl. Nr 426 in der Fassung der Bundes-
. , 

gesetze BGBl.Nr 337/1971,268/1972,369/19'73,447/1974,367/1975' 

und 337/1978 wird geändert wie folgt: 

§ 4 Abs. 5 hat zu lauten: . 

"(5) Stehen dem Land auf Grund der nach diesem Bundesgesetz 

erteilten Zusicherungen Bundesmittel, die nach den vorstehen-
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gen Landesmittel (§ 5) nic~t m2hr zur VerfUgung, könne~ 

zur ErfUllung der nach diesem Bundesgesetz vorgesehenen 

Förderungsmaßnahmen 1'1i ttel, die vom Bund oder vom Land 

gem~ß § 6 "Abs. 1 des Wohnbauförderungsgesetzes 1962, 

BGBI.Nr. 280/1967 in der jeweils geltenden Fassung ge­

leistet werden, verdendet \<.,'srden." 

J..rtikel 111 . 

Die Zuständigkeit der Vollziehur.g dieses Bundesgesetzes 

richtet sich hinsichtlich Art. I nach § 39 des Wohnbau­

förderungsgeseizes 1968 in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBI.Nr. 560/1980 und hinsichtlich des Art. 11 nach § 16 

lilis. 2 des Wohnungsverbesserungsgesetzes BGBl.Nr. 426 

in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI.Nr. 337/1978. 

In formeller Hinsicht wolle dieser Antrag dem Ba~tenausschuß 

zugewiesen werden. 

'. 
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